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Hunderttausende von Bauern und Bäuerinnen aus ganz Indien starteten am 25. November auf
Initiative des allindischen Sangharsh-Kisan-Koordinationskomitees, das aus 300 bäuerlichen
Organisationen besteht, den Delhi-Chalo-(Lasst uns nach Delhi gehen)-Marsch. Der Marsch wurde
von LandarbeiterInnen, TransportarbeiterInnen und wichtigen Sektoren der ArbeiterInnenklasse
unterstützt.

Hunderttausende haben sich ihm angeschlossen, mit dem Ziel, Delhi zu einer Massenkundgebung zu
erreichen und die Aufhebung der neuen Gesetze zu fordern, die Kleinbauern und -bäuerinnen,
LandarbeiterInnen und die Masse der Landbevölkerung zugunsten der GroßkapitalistInnen weiter
verarmen lassen werden. Polizei und paramilitärische Kräfte griffen die DemonstrantInnen
wiederholt mit Schlagstöcken, Tränengas und Wasserwerfern an und verletzten mehrere von ihnen.

Dies hat ihre Entschlossenheit nicht gebrochen. Zwischen dem 28. November und dem 3. Dezember
blockierten schätzungsweise 150 bis 300 Tausend Bauern und Bäuerinnen Delhi im Rahmen des
Delhi Chalo. Sie riefen für den 8. Dezember zu einem Stillstand in Indien auf. Elf
Oppositionsparteien, darunter die Kongresspartei und die Kommunistische Partei, schlossen sich
diesem Aufruf an.

Der bäuerliche Streik wird von ArbeiterInnenorganisationen, Studierenden und Frauen aus dem
ganzen Land unterstützt, und es wurden Proteste in Solidarität mit dem Sitzstreik der
Landbevölkerung organisiert. Bei vielen Gelegenheiten wurde die Entschlossenheit zum Ausdruck
gebracht, mit Slogans für Freiheit und Revolution den Kampf fortzusetzen, bis die Forderungen
angenommen sind. Auch TransportarbeiterInnen haben sich dem Sitzstreik angeschlossen, so dass
weitere Straßen in Richtung Delhi gesperrt werden.

Die Modi-Regierung hat nicht nur versagt, diesen Marsch zu stoppen, sondern ihre gesamte
Verteilungs- und Regierungspolitik ist gescheitert und entlarvt worden. Die Gespräche von
Landwirtschaftsminister Narendra Singh Tomar mit den Bauern/Bäuerinnen waren bisher erfolglos,
trotz der ständigen Regierungspropaganda in den Medien, die behauptet, die neuen Gesetze würden
die Entwicklung und das Wohlergehen der Gesellschaft fördern.

Ziele

Der Delhi-Chalo-Marsch und der Sitzstreik der Bauern und Bäuerinnen richten sich gegen die
Einführung neoliberaler Gesetze durch die indische Regierung im Namen von Reformen, die sie der
Gnade der Agrar- und FinanzkapitalistInnen ausliefern werden. Die Bauern und Bäuerinnen fordern
die Abschaffung von drei umstrittenen Gesetzesvorlagen, die den Mindeststützungspreis abschaffen
würden. Dieser Preis, der von der Regierung festgelegt wird, sichert einen Mindestpreis für die
heimischen Agrarprodukte. Nach dem neuen Gesetz wird der Verkauf und die Preisgestaltung von
landwirtschaftlichen Produkten den Marktkräften unterliegen und den Preisen, die das Privatkapital
und der Unternehmenssektor zu zahlen bereit sind. Dies wird wahrscheinlich zu einem
wirtschaftlichen Massaker an kleinen LandwirtInnen durch Horten von Produktion und andere
Mittel führen.
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In ähnlicher Weise fordern die Bauern und Bäuerinnen die Rücknahme der Änderungen des
Gesetzes über die Stromversorgung. Diese sollen die Versorgung der Bauern mit kostenlosem Strom
stoppen. Die dritte Forderung der LandwirtInnen ist die Aufhebung der Gesetzgebung, die eine
Strafe von fünf Jahren Gefängnis oder eine Geldstrafe von 10 Millionen Rupien für diejenigen
vorsieht, die ihre Felder flämmen.

LandwirtInnen in Pandschab (Punjab), Haryana, Rajasthan, Uttar Pradesh und anderen
Bundessstaaten wehren sich seit Monaten gegen die Gesetze. Neben den Streiks in Pandschab
dagegen wurde auch der Bahnverkehr im Rahmen der Bahnstopp-Strategie ausgesetzt.

Obwohl die bauernfeindlichen Gesetze vorgeblich im Namen der Abschaffung der feudaler
Verhältnisse eingeführt werden, stärken sie in Wirklichkeit die Rolle der Großkonzerne, die in der
Lage sein werden, die Preise zu manipulieren, indem sie Vorräte anlegen und Lieferungen zwischen
verschiedenen Bundesstaaten transferieren. Sie haben GroßkapitalistInnen wie Mukesh Ambani,
Besitzer des Petrochemieriesen Reliance Industries, und Gautam Adani, Chef der Adani-Gruppe, die
die Regierungspartei BJP finanziert haben, die Möglichkeit gegeben, von diesen Reformen in der
Landwirtschaft zu profitieren. Diese Umstrukturierungen haben bereits zu steigenden
Lebensmittelpreisen für die ArbeiterInnen geführt und die Notlage der Armen verschlimmert, die
ohnehin schon den größten Teil ihres Einkommens für Lebensmittel ausgeben.

Inflation

Der VerbraucherInnenpreisindex für Lebensmittel stieg im Oktober um 11,07 Prozent, während die
Einzelhandelsinflation mit 7,61 Prozent den höchsten Stand der letzten sechs Jahre erreichte. Beides
verdeutlicht die steigende Belastung für LandwirtInnen und ArbeiterInnen im ganzen Land.
Gleichzeitig bot dies den großen KapitaleignerInnen und HändlerInnen die Möglichkeit, künstliche
Engpässe auf dem Markt zu schaffen, was die Lebensmittelpreise und damit ihre Gewinnspannen
vervielfachte. Da die Modi-Regierung das öffentliche Verteilungssystem zerstört hat, um die
Menschen daran zu hindern, Getreidenahrungsmittel zu vergünstigten Preisen zu kaufen, ist die
Mehrheit der Bevölkerung auf den offenen Markt für Getreide und Gemüse angewiesen.

All dies muss vor dem Hintergrund einer dramatischen Rezession in Indien gesehen werden. Im
ersten Quartal des Finanzjahres (April – Juni) sank das Bruttoinlandsprodukt um 23,9 Prozent. Am
27. November veröffentlichte das Nationale Statistikamt seinen BIP-Bericht für das zweite
Vierteljahr des laufenden Fiskaljahres (Juli – September), der einen Rückgang des
Bruttoinlandsprodukts um 7,5 Prozent ausweist. Dies ist eine Schrumpfung von historischem
Ausmaß. Damit hat sich gleichzeitig die soziale Spaltung der Gesellschaft verschärft. Es gibt einen
starken Anstieg von Armut und Arbeitslosigkeit auf der einen Seite und auf der anderen Seite
enorme Investitionen. Laut Internationalem Währungsfonds sind die Profite Indiens aufgrund von
Regierungspaketen und einer arbeiterInnen- und bauernfeindlichen Politik gestiegen.

Der eintägige Generalstreik am 26. November, der nach Angaben der Gewerkschaften eine
historische Zahl von 250 Millionen ArbeiterInnen, Bauern, Bäuerinnen und Armen
zusammenbrachte, und der Delhi-Chalo-Marsch haben die Wut der ArbeiterInnenklasse und die
Einheit der Kleinbauern und -bäuerinnen, ArbeiterInnen und StudentInnen gezeigt. Der indische
Streik vom 8. Dezember reichte jedoch nicht aus, um die Forderungen der ArbeiterInnen und
kleinen LandwirtInnen durchzusetzen. Die Verhandlungen am 9. Dezember brachten keine
Ergebnisse, und die Massenprotestwelle setzt sich mit weiteren Sitzstreiks und Straßenblockaden
fort, an denen sich Hunderttausende, wenn nicht Millionen, bis zum 14. Dezember beteiligten.

Die beeindruckenden Streiks der ArbeiterInnenklasse in Indien in den letzten Jahren sind auch ein
deutlicher Beweis dafür, dass die Krise und Massenmobilisierungen die Modi-Regierung und ihre



kapitalistische Agenda erschüttern können. Privatisierungen, arbeiterInnen- und bauernfeindliche
Gesetze, die Steigerung der Profite und die Senkung der Löhne, Aufweichung des gesetzlichen
Schutzes und Einschränkungen der Bedingungen der ArbeiterInnenklasse sind allesamt Teil eines
größeren kapitalistischen Angriffs.

Regierung

Der Generalstreik vom 26. November sowie die wachsende Bewegung von LandwirtInnen,
KleinerzeugerInnen und LandarbeiterInnen und die Zusammenarbeit zwischen Gewerkschaften und
bäuerlichen Organisationen deuten auf die Entwicklung einer Kraft hin, die nicht nur ihre Gesetze,
sondern auch die hindu-chauvinistische Modi-Regierung und ihre Agenda aus den Angeln heben
könnte.

Um eine solche Bewegung zustande zu bringen, müssen die Gewerkschaften über eintägige Streiks
und Solidaritätsbekundungen mit den Bauern und Bäuerinnen hinausgehen. Es bedarf eines
permanenten Widerstands gegen die arbeiterInnen- und bauernfeindlichen Gesetze und
unbefristeter Streiks in Städten und Dörfern für Mindestlöhne und -gehälter sowie eines
Massenaufstands der Bauern und Bäuerinnen gegen das Agrarkapital.

Gewerkschaften und bäuerliche Organisationen kämpfen mit Mut gegen Modis Angriffswelle. Sie
sollten zur Bildung von Kampfkomitees am Arbeitsplatz, auf Bezirksebene, in der Nachbarschaft und
in den Dörfern aufrufen, die ArbeiterInnen, kleine und mittlere LandwirtInnen und landlose Bauern
und Bäuerinnen einschließen. Sie müssen sich zugleich gegen jede Diskriminierung auf Grundlage
von Religion, Nationalität, Kaste und Geschlecht wenden. Es müssen Selbstverteidigungseinheiten
gebildet werden, um die Bewegung gegen staatliche Repression und Angriffe reaktionärer Hindu-
ExtremistInnen zu verteidigen.

Ein politischer Generalstreik und ein bäuerlicher Aufstand, die das Land dauerhaft lähmen, würden
unweigerlich die Machtfrage aufwerfen und damit die Möglichkeit und Notwendigkeit entstehen
lassen, von einem defensiven Kampf zu einem offensiven überzugehen. Das erfordert allerdings,
über den gewerkschaftlichen Kampf hinauszugehen.

Die Verbindung dieses Kampfes mit dem Widerstand gegen alle Formen der Unterdrückung, der
Gegenwehr gegen die BJP-Regierung mit dem Kampf gegen den Kapitalismus weist auf die
Notwendigkeit einer revolutionären politischen Partei der ArbeiterInnenklasse hin, deren Programm
auf Übergangsforderungen beruht. Eine solche Partei wird in der Lage sein, die Landbevölkerung zu
gewinnen, wenn sie die Forderungen der Bauern und Bäuerinnen aufgreift und für die Kontrolle des
Landes durch diejenigen kämpft, die es bearbeiten, die Bauern, Bäuerinnen und die
LandarbeiterInnen. Ein solcher gemeinsamer Kampf würde den Weg für eine permanente Revolution
in Indien öffnen, die in dem Ringen um eine ArbeiterInnen- und BäuerInnen-Regierung gipfelt, die
die Herrschaft der Räte errichtet, das ausländische und indische Großkapital enteignet und eine
demokratische Planwirtschaft einführt. Nur das würde es ermöglichen, den Austausch zwischen
Stadt und Land zum Nutzen sowohl der bäuerlichen wie auch der städtischen Bevölkerung zu
organisieren.

Zurzeit gibt es in Indien keine politische Kraft, die ein solches Programm auf nationaler Ebene
vertritt. Die Kongresspartei ist, obwohl sie momentan behauptet, die Bauern, Bäuerinnen und
Gewerkschaften zu unterstützen, selbst eine kapitalistische Partei, die viele der neoliberalen
Angriffe, die Premierminister Modi derzeit versucht, zu ihrem logischen Ende zu bringen, begonnen
hat. Die kommunistischen Parteien, die aus der stalinistischen stammen, haben in der Tat den Kampf
für die revolutionäre Abschaffung des Kapitalismus schon lange aufgegeben, und auch die radikale
Linke ist verwirrt und zersplittert. Wir müssen die Notwendigkeit einer Partei in den Mittelpunkt



des Kampfes stellen, die eine revolutionäre Regierungslösung für die aktuelle politische Krise
präsentieren kann.


